
 

 

 

 

 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9

Fünftes Gesetz zur Änderung der
Verfassung des Freistaats Thürin-
gen – Einführung des Europabe-
zuges
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP
- Drucksache 7/2291 - 
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Fraktion der FDP das Wort zur Begründung? Bitte, Herr Abgeordneter Montag. 
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Abgeordneter Montag, FDP:

Sehr verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, Hans-Dietrich Genscher hat einmal gesagt:
„Europa ist unsere Zukunft, sonst haben wir keine.“ Auch heute, viele Jahre nach dem Zitat, kann man Hans-
Dietrich Genscher ob seiner Weitsicht und präzisen Formulierungen nur zustimmen. Aber was bedeuten sie
denn und was bedeuten sie vor allen Dingen für uns? Ich selbst verstehe diese Zeilen so, dass man seine
Zukunft gestalten muss, weil sie sonst verloren geht. Das heißt, wir müssen sie gestalten, und zwar am bes-
ten mit Optimismus, mit viel Herzblut, aber auch mit dem entsprechenden Quäntchen Verstand. Wir legen
hier einen Vorstoß vor, der den Wert Europas für Thüringen betont – eine Initiative, die sich zur Einheit Euro-
pas als Garantie für Freiheit, Frieden, Wohlstand und Menschenrechte sowie als Garantie für eine lebens-
werte europäische Integration bekennen will, ein Bekenntnis zu gemeinsamen europäischen Werten, die wir
teilen, wie sie in den europäischen Verträgen und nicht zuletzt auch in der Grundrechtecharta niedergelegt
sind.

(Beifall FDP)

Wo gehört es hin, ein solch evidentes, solch ein bedeutungsvolles Bekenntnis zu Europa? Die Verfassung
des Freistaats Thüringen ist der einzige logische Ort, dieses Bekenntnis abzulegen. Denn die Verfassung ist
Grundlage einer Gesellschaftsordnung, sie bietet uns den Kompass, eine verlässliche Orientierung im dyna-
mischen Prozess der gesellschaftlichen und gesellschaftspolitischen Entwicklung. Der europäische Eini-
gungsprozess hat in Thüringen unseren Alltag und nicht zuletzt unsere Gesellschaft insgesamt maßgeblich
geprägt. So ist es 30 Jahre nach der politischen Wende schön, dass wir sagen können: Thüringen liegt nicht
nur im Herzen von Europa, nein, Thüringen trägt auch Europa im Herzen. Der Einfluss Europas, den ich
nachher noch hoffentlich ausreichend begründen werde, ist von solch hohem Gewicht, von einer solch evi-
denten Bedeutung, dass wir die Verfassung durch dieses von uns vorgelegte Bekenntnis zu Europa ergän-
zen sollten.

(Beifall FDP)

Ich werbe also in einer hoffentlich konstruktiven Debatte nicht nur um Ihre Zustimmung zu einem Europabe-
kenntnis in der Thüringer Verfassung, ich werbe auch um Ihre Zustimmung – und darf das hiermit auch be-
antragen – zur Überweisung unseres Gesetzentwurfs in den Verfassungsausschuss und natürlich mitbera-
tend in den Europaausschuss. Ich wünsche uns eine konstruktive Debatte dazu. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Montag. Ich eröffne die Aussprache zum Tagesordnungspunkt 9. Als erste
Rednerin hat Frau Abgeordnete Wahl, Bündnis 90/Die Grünen, das Wort.

Abgeordnete Wahl, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, die Europäische Union – einst als Wirtschaftsge-
meinschaft gegründet – basiert auf den Werten Frieden, Demokratie, Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit
und wirtschaftlicher Wohlstand. Wir alle wissen um die Vorteile einer geeinten Union. Inzwischen ist es für
uns ganz normal geworden, ohne Visum in ganz Europa grenzenlos zu reisen –meine Generation kennt das
gar nicht mehr anders –, in fast jedem EU-Land mit dem Euro zahlen zu können und ohne Aufpreis mit dem
Smartphone überall zu telefonieren. Viele junge Menschen studieren im Rahmen des Eurasmus-Programms
im Ausland.
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Aber die Europäische Union ist für uns Bündnisgrüne als überzeugte und leidenschaftliche Proeuropäer und
Proeuropäerinnen viel mehr als Reisefreiheit oder Geld aus Brüssel. Die EU ist ein Garant für Frieden unter-
einander und friedliche Lösungen von Interessenskonflikten in einem rechtlichen Rahmen, für das Überwin-
den trennender Grenzen, für gemeinsame Freiheit und gleiches Recht; Menschenrechte sind vor europä-
ischen Gerichten einklagbar. Die Herausforderungen unserer Zeit wie die Klimakrise, das Erstarken rechts-
populistischer und europafeindlicher Bewegungen, die Aushöhlung der Rechtsstaatlichkeit in einigen Mit-
gliedsstaaten oder die Bewältigung der Corona-Pandemie und deren Folgen können wir nur gemeinsam be-
wältigen als eine starke Union, die zusammensteht. Wir brauchen also Europa und Europa braucht uns, das
sage ich als überzeugte Europäerin.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Thüringens Zukunft liegt auch weiterhin in Europa. Deshalb finden wir es als Bündnisgrüne nur konsequent,
ein proeuropäisches Bekenntnis abzulegen und dieses durchaus auch in den Verfassungsrang zu heben. 

Dennoch stößt die Anreichung dieses Gesetzentwurfs bei uns auf gemischte Gefühle. Inhaltlich befürworten
wir dieses Anliegen, den Europabezug in der Verfassung zu stärken. Jedoch fragen wir uns schon, warum
die FDP-Fraktion diesen Vorschlag dem Parlament erst im Dezember unterbreitet hat, denn ich erinnere
mich an eine lange Tirade im Novemberplenum, also kurz zuvor, wo auch die FDP laut die Meinung vertre-
ten hatte, dass es ja schon viel zu viele Vorschläge für den Verfassungsausschuss gäbe und dass der Zeit-
punkt viel zu spät sei – im November –, noch neue Verfassungsänderungen einzubringen. Einen Monat spä-
ter kam dann dieser Entwurf. Den roten Faden im politisch konsequenten Verhandeln vermissen wir da lei-
der schon etwas.

Außerdem bin ich der Meinung, dass die EU neben den demokratischen, sozialen und föderativen Grundsät-
zen, welche die FDP in ihrem Gesetzentwurf geschrieben hatte, natürlich auch den ökologischen Grundsatz
zur Bewahrung unserer Lebensgrundlagen als Grundsatz festhalten muss. 

Welche Wirkung würde die Aufnahme eines Europabezugs in die Thüringer Verfassung entfalten? Es wäre
nicht nur reine Symbolpolitik, denn neben dem allgemeinpolitischen Bekenntnis zu einem geeinten Europa
würde dieser Passus auch die Kompetenzen des Landes klären und festigen.

(Beifall FDP)

Der Freistaat betreibt seit Langem eigene Europapolitik, die sich auf die allgemeine Außenvertretungsbefug-
nis des Ministerpräsidenten nach Artikel 77 Abs. 1 der Verfassung stützt. Das ist richtig. Eine explizite Auf-
nahme europapolitischer Ziele würde aber unsere thüringische Europapolitik festigen, ihr einen Rahmen ge-
ben, dem sich kein Ministerpräsident entziehen dürfte. Ein solcher Bezug entspräche einer Absicherung,
dass von Thüringen aus kein Weg zurück in den Nationalismus führt – von Verfassungsfragen wegen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Landtag wäre mit einem solchen Passus sehr gestärkt, weil er ein verfassungsmäßiges Fundament hät-
te, auf dessen Basis er die europapolitische Tätigkeit des Landes beaufsichtigen und mitgestalten könnte.

Zuletzt eine wichtige Anmerkung: Man sagt treffend, die Verfassung richtet einen ganzheitlichen Blick auf
den Menschen. Das heißt unter anderem, dass man keinen in der Verfassung verankerten Aspekt gegen ei-
nen anderen auslegen, sondern dass man verschiedene Aspekte miteinander in Konkordanz bringen soll.
Die Verfassung bietet uns einen ganzheitlichen Blick auf den Menschen, auf seine Würde und auf die Ge-
sellschaft. Eine Gesellschaft – so ist ein Europabezug in der Verfassung auch zu lesen – ist eine, die sich
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nicht abschottet, sondern in und mittels der politischen Einheit unseres Kontinents die Antworten auf die Fra-
gen der Gegenwart sucht. Deswegen sollten wir als Parlament immer den Blick auf die Verfassung in ihrer
Gesamtheit behalten, sie immer als ganzheitliche Gestalt berücksichtigen. Auch darin besteht der Sinn von
Verfassungspolitik und eines eigenständigen verfassungspolitischen Ausschusses. Und auch deswegen ist
es genau richtig, dass dieser Gesetzentwurf in diesen Ausschuss überwiesen wird, und ich freue mich schon
auf die weiterführende Debatte dazu. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als nächsten Redner rufe ich Herrn Abgeordneten Zippel, CDU-Fraktion,
auf.

Abgeordneter Zippel, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Abgeordnete, der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP ist von dem
Gedanken getragen, in Thüringen ein lebendiges Europa aktiv mitzugestalten, an der Europäischen Union
mitzuwirken und den europäischen Gedanken zu leben. Europa ist eben nicht nur Brüssel, sondern wir re-
den über etwa 500 Millionen Menschen, die direkt von europäischer Politik profitieren. Ich will eingangs sa-
gen, dass die CDU-Landtagsfraktion diese Sichtweise explizit teilt.

Thüringen ist Teil der europäischen Erfolgsgeschichte und als erfolgreiches Friedensprojekt sichert die EU
inneren und äußeren Frieden. Nicht weniger haben wir der Europäischen Union Freiheit und Wohlstand zu
verdanken. Durch Binnenmarkt und europäische Grundfreiheiten war und ist es vor allem Europa, das dafür
sorgt, dass unsere Wirtschaft wachsen kann. Die EU ist Garant dafür, dass wir zwischen China und den USA
bestehen können. Die Union ist aber noch viel mehr als das. Sie ist auch eine Union der Werte. Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit sind unabdingbare Voraussetzungen des geeinten Europas. Aber auch die Prinzi-
pien der Subsidiarität und des Föderalismus sind prägend für die europäische Idee. Damit ist die EU eine
Ordnung der Heimat und der Identität nach dem Prinzip von Einheit in Vielfalt. Starke Länder und ein starkes
Europa sind kein Gegensatz. Europa bedeutet ein Zusammenspiel verschiedener Identitäten. Wir sind nicht
Thüringer, Deutsche oder Europäer, sondern Thüringer, Deutsche und Europäer. 

Gerade in diesen Tagen wird uns wieder bewusst, wie wichtig offene Grenzen sind. Am 13. August in diesem
Jahr jährt sich der Bau der Berliner Mauer zum 60. Mal. Neben unserer Geschichte führt uns auch die Pan-
demie in vielfacher Hinsicht vor Augen, welchen Wert das geeinte Europa für uns hat. Jedoch ist Europa
ebenso außerhalb von Zeiten der Pandemie unerlässlich. Auch in der Zukunft wird es Herausforderungen
geben, die nicht national gelöst werden können. 

(Beifall SPD, FDP)

Souveräne Nationalstaaten sind unverzichtbar, doch niemand allein erreicht zum Beispiel das 1,5-Grad-Ziel
und bewältigt die Aufgaben der Migration. Die Entwicklung von Zukunftstechnologien funktioniert gemeinsam
Hand in Hand mit unseren europäischen Freunden einfach effektiver. Hass zwischen den Völker, Verschwö-
rungstheorien, rechts- und linksextreme Positionen sind staatenübergreifende Probleme, die gemeinsam an-
gegangen werden müssen. 

(Beifall SPD, FDP)
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Europa ist längst Realität in unserer Heimat. Europa gehört zum Alltag, zum Lebensgefühl und zur Lebens-
wirklichkeit der Menschen in Thüringen. Das zeigt auch der Anstieg der Wahlbeteiligung bei der Europawahl
in Thüringen um rund zehn Prozentpunkte von 2014 zu 2019. Der europäische Gedanke ist in den Herzen
einer überwältigenden Mehrheit der Thüringer tief verwurzelt und gehört insbesondere für die junge Genera-
tion – das ist hier auch schon angeklungen – zum Selbstverständnis. Uns begegnen die Errungenschaften
der Europäischen Union praktisch jeden Tag politisch, wirtschaftlich, sozial. Egal, ob Schüler, Student, Aus-
zubildender, Arbeitnehmer, Unternehmer oder Tourist, alle profitieren von den Chancen, die uns die Europä-
ische Union bringt. Die offenen Grenzen und der wechselseitige Austausch bieten jedem Einzelnen die Mög-
lichkeit für seine persönliche Entwicklung. Europa ist kein Kunstgebilde, sondern gelebte Wirklichkeit. 

Auf Bundesebene ordnet Artikel 23 des Grundgesetzes auch die Länder längst in das europäische Mehrebe-
nensystem ein. Wie im Gesetzentwurf der FDP-Fraktion geschrieben, handelt es sich demnach bei der vor-
geschlagenen Regelung um ein wertebezogenes Bekenntnis, aus dem sich keine unmittelbaren Rechtsfol-
gen ergeben. Bei diesem Änderungsvorhaben geht es damit letztlich doch um Symbolpolitik. Symbolik und
ein entschiedenes Signal können aber manchmal eben auch wichtig sein. Wir wollen das gern diskutieren,
deshalb werden wir einer Überweisung zustimmen. Vielen Dank. 

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Nächste Rednerin ist Frau Abgeordnete Müller, Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Müller, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende FDP-Gesetzentwurf
zur Änderung der Verfassung trägt den Zusatztitel „Einführung des Europabezuges“. Da möchte ich mal zur
Klarstellung betonen, in der Präambel der Thüringer Verfassung ist der Europabezug schon enthalten. Ich
lese ihn auch noch mal vor. „In dem Bewusstsein des kulturellen Reichtums und der Schönheit des Landes,
seiner wechselvollen Geschichte, der leidvollen Erfahrungen mit überstandenen Diktaturen und des Erfolges
der friedlichen Veränderungen im Herbst 1989, in dem Willen, Freiheit und Würde des Einzelnen zu achten,
das Gemeinschaftsleben in sozialer Gerechtigkeit zu ordnen, Natur und Umwelt zu bewahren und zu schüt-
zen, der Verantwortung für zukünftige Generationen gerecht zu werden, inneren wie äußeren Frieden zu för-
dern, die demokratisch verfasste Rechtsordnung zu erhalten und Trennendes in Europa und der Welt zu
überwinden, [...].“ heißt es darin ausdrücklich. Damit ist ein grundsätzliches und ausdrückliches Bekenntnis
zu einem friedlichen und vereinten Europa schon in der Verfassung verankert. In Artikel 23 des Grundge-
setzes ist das Subsidiaritätsprinzip mit Bezug auf die europäischen Strukturen und Beziehungen schon aus-
drücklich enthalten. Auch über das sogenannte Homogenitätsprinzip des Artikels 28 Grundgesetz gilt diese
Bestimmung ebenfalls auch für die Bundesländer. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält als Regelungskern die ausdrückliche Festschreibung des Subsidiari-
tätsprinzips in der Landesverfassung und die Klarstellung der Eigenständigkeit der Regionen. Nach dem zu
Präambel und Grundgesetz Gesagten stellt sich die Frage, ob bzw. warum in der Thüringer Verfassung die
Punkte „Subsidiaritätsprinzip“ und „Eigenständigkeit der Regionen“ ausdrücklich genannt werden sollten. Ei-
ne ausgeprägte Europaorientierung der Verfassung ist für eine vielfältige, weltoffen orientierte Zivilgesell-
schaft in Thüringen und entsprechendes staatliches Handeln aber sicherlich sinnvoll.
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Ich möchte Ihnen kurz erläutern, wie wir als Fraktion dazu stehen: Für die Linke ist Europa viel mehr als nur
die EU. Europa lebt und entwickelt sich zwischen den Menschen vor Ort und in ihrem Alltag. Es ist auch kei-
ne neue Information, dass wir als Linke in Sachen EU schon länger einen deutlichen Reformbedarf sehen,
vor allem umso mehr, wenn es darum geht, ein wirklich soziales Europa für die Menschen, für die Einwohne-
rinnen und Einwohner und auch für die Menschen, die zu uns kommen wollen, auf den Weg zu bringen.

Die Bundeszentrale für politische Bildung beschreibt das Subsidiaritätsprinzip in ihrem Onlinebegriffslexikon
wie folgt: „Nach dem Subsidiaritätsprinzip soll eine (staatliche) Aufgabe soweit wie möglich von der unteren
Ebene bzw. kleineren Einheit wahrgenommen werden. Die Europäische Gemeinschaft darf nur tätig werden,
wenn die Maßnahmen der Mitgliedstaaten nicht ausreichen und wenn die politischen Ziele besser auf der
Gemeinschaftsebene erreicht werden können.“ Diese Begriffsbestimmung zeigt: Die Festschreibung dieses
Subsidiaritätsprinzips macht die Diskussion und Entscheidung darüber nicht überflüssig, wie die europäische
Integration und die europäische Zusammenarbeit ausgestaltet sein sollen. Das betrifft das Verhältnis der EU-
Strukturen zu den Mitgliedstaaten und umgekehrt. Es betrifft auch die Rolle der Bundesländer in diesen EU-
Strukturen.

Welche Aufgaben sollen warum von der EU-Ebene erfüllt werden, welche Aufgabenerledigung soll warum
bei den Einzelstaaten verbleiben, welche Fakten und Argumente sprechen für bzw. gegen welche Zuständig-
keitsebene? Das Subsidiaritätsprinzip stellt die Frage danach, wie weit die politische Integration der Einzel-
staaten zu einem vereinten Europa fortschreiten soll. Und das Subsidiaritätsprinzip stellt auch noch die Fra-
ge: Soll Europa bzw. die EU ein Europa der Menschen, seiner Einwohnerinnen und Einwohner sein oder
aber geprägt von mehr oder weniger frei schwebenden Verwaltungsapparaten? Die Aufnahme des Prinzips
in die Verfassung beantwortet aber diese wichtigen gesellschaftspolitischen Gestaltungsfragen in Sachen
Europa nicht wirklich und nicht allein.

Auch die Klarstellung der Eigenständigkeit der Regionen ist eine Formulierung, die gesellschaftspolitische
Gestaltungsrahmen stellt, aber für sich genommen diese nicht beantworten kann. Wenn man zum Beispiel
diese Eigenständigkeit der Regionen nicht innerhalb einzelstaatlicher Grenzen definiert, sondern auch
grenzüberschreitend versteht, dann ist das ein sinnvolles Gegenkonzept gegen nationalistische Engstirnig-
keit. Es gibt in Europa schon zahlreiche solcher grenzüberschreitenden, auch historisch eng vernetzten Re-
gionen.

Aber was bedeutet ein humanes Europa für und mit den Menschen? Diese Frage muss in unseren Augen
zuerst beantwortet werden, und zwar inhaltlich und möglichst orientiert auf gute Ergebnisse für den Lebens-
alltag der Menschen vor Ort. Was heißt das für die Menschen in Thüringen in ihrem täglichen Leben? In der
Europadebatte auch in Thüringen geht es oft, gegebenenfalls zu oft, fast ausschließlich um komplizierte Ver-
waltungsabläufe, um virtuelle Geldtöpfe aus Brüssel. EU-Fördermittel sind zur Umsetzung von Projekten
sehr wichtig, aber eine solche ziemlich funktionale Sicht auf Europa vermag viele Menschen leider nicht für
Europa als Realität in ihrem Alltag begeistern.

Die angesprochenen Grundsatzfragen machen deutlich, warum wir uns als Linke auch und gerade mit Blick
auf die vorgeschlagene Verfassungsänderung eine grundsätzlichere, gesellschaftliche Debatte im Aus-
schuss für Europa, Kultur und Medien wünschen. Die Festschreibung des Subsidiaritätsprinzips als ganz be-
stimmtes Regelungsmodell zur hierarchischen Sortierung von gesetzgeberischen, verwaltungstechnischen
und juristischen Zuständigkeiten muss gegründet sein auf der gesellschaftspolitischen Klärung, welche Auf-
gabe die verschiedenen beteiligten Handlungsebenen warum erfüllen sollen. Aber – ich wiederhole mich
gern – Regelungen zum Subsidiaritätsprinzip und zur Eigenständigkeit der Regionen hängen in Funktion und
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Inhalt von den gesellschaftlichen Positionen zur Frage ab, wie integrativ vereint oder wie leider immer noch
nationalistisch orientiert die EU denn nun sein soll. Die Frage nach der richtigen Handlungsebene ist zum
Beispiel auch die Frage danach, wie weit wir sind sozial ausgerichtet sind und wie integriert oder wie stark
national zersplittert und mit leider großem Wirtschafts- und Sozialgefälle die EU ist. Die Linke kritisiert schon
lange und immer wieder deutlich, dass das in der EU bestehende Wirtschafts- und Sozialgefälle zugunsten
menschenwürdiger Existenzsicherung der Menschen dringend beseitigt werden muss, damit nicht weiter von
den Unternehmen Profite und auf Kosten von Menschen und deren sozialen Absicherung gemacht werden
können. 

Der Thüringer Landtag, seine Gremien und Fraktionen müssen beantworten, welche Rolle und Funktion sie
für das Bundesland in diesem europäischen Gefüge sehen und wie Europa bei den Menschen in Thüringen
in ihrem Lebensalltag wirklich stattfinden kann und soll auch im Sinne umfassender und gleicher Teilhabe für
alle. Das sind die gesellschaftspolitischen Fragen, die vor allem den Europaausschuss angehen. Dieses
Gremium ist der Fachausschuss, der sich regelmäßig mit diesen Subsidiaritätsfragen in konkreten Fällen be-
fasst und dazu Einschätzungen gibt, also zu der Frage: Warum soll die EU-Ebene bestimmte Aufgaben erfül-
len? 

Noch eine abschließende Bemerkung: Es ist unverzichtbar, dass der Landtag begleitend zur Diskussion um
die Verfassungsänderung konkret und praxisorientiert arbeitet. Ich wünsche mir und allen eine spannende
Debatte zur Frage, wie sich Thüringen in diesem Gesetzentwurf wiederfindet und was wir den Menschen für
die Frage „Machen wir Europa mit Bezug auf die Verfassung stärker?“ mitgeben wollen. Wir würden es uns
wünschen, aber da braucht es ein bisschen mehr als diesen Gesetzentwurf. 

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als nächsten Redner rufe ich Herrn Abgeordneten Sesselmann, Fraktion
der AfD, auf. 

Abgeordneter Sesselmann, AfD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Präsident! Lieber Herr Kollege Zippel, von Symbolpolitik kann
man sich leider nichts kaufen. Herr Montag, Sie sprechen immer von Europa. Europa besteht aus 47 Län-
dern und die EU hat genau 20 Länder weniger. 

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, an eine Verfassungsänderung sind erhöhte Anforderungen zu stellen. Das
hat nichts mit einer herkömmlichen Gesetzgebung zu tun, wir haben auch drei Lesungen diesbezüglich. Wir
sollten uns mit inflationären Änderungsbestrebungen, die in diesem Hohen Haus seit einigen Monaten vo-
rangetrieben werden – und das mitunter im Schweinsgalopp unter Verkürzung der Anhörungsfristen für die
vorgeschlagenen Sachverständigen, die immer wieder monieren, dass sie in der Kürze der zur Verfügung
stehenden Zeit keine fundierten Stellungnahmen abgeben können – vorsichtig zeigen. Ausgerechnet jetzt,
wo die Bürger in unserem Land aufgrund der politischen Fehlentscheidung mit weitaus wichtigeren Proble-
men zu kämpfen haben, sind Verfassungsänderungen das falsche Zeichen der Politik. Sorgen wir lieber da-
für, dass die Wirtschaft anspringt, Kurzarbeit beendet wird, dass Menschen wieder arbeiten und sich frei be-
wegen dürfen, dass Bildung funktioniert und die ältere Bevölkerungsgruppe besser geschützt wird. Nehmen
wir endlich die Ängste und Nöte unserer Bürger ernst. 
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(Beifall AfD)

Dann kommen ausgerechnet Sie von der FDP – ich zitiere Helmut Kohl aus dem Buch „Vermächtnis. Die
Kohl-Protokolle“, in dem dieser sich zur Rolle der FDP auf Seite 115 wie folgt äußert: „Sie“ – nämlich die
FDP – „hatte nie ein erotisches Verhältnis zu Europa.“ – mit einem abgekupferten Antrag aus Nordrhein-
Westfalen, Drucksache 17/9352, und wollen die Welt ein wenig bunter machen. In der Begründung Ihrer Ver-
fassungsänderung zitieren Sie Hans-Dietrich Genscher, der mit der Nummer 10123636 ab 1944 als Mitglied
der NSDAP geführt wurde. Wenn Sie betonen, dass das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Kraft
der Europäischen Union insgesamt weiter hoch sei, das sich durch die gestiegene Wahlbeteiligung zur EU-
Wahl manifestieren ließe, so liegt es daran, meine sehr verehrten Damen und Herren, dass es politische Al-
ternativen gibt, und garantiert nicht an einem besonderen Vertrauensverhältnis zu EU.

Die EU bedeutet Bürokratie, das sehen wir an dem Totalversagen in der Impf-Politik, an gescheiterter Wirt-
schafts-, Finanz- und Geldpolitik. Wir sehen die Niedrigzinspolitik zulasten der Sparer, der Rentner und der
Mieter und wir haben fehlende demokratische Legitimation einer Frau von der Leyen –

(Beifall AfD)

selbstverständlich nicht nur der. 

Die EU, meine sehr verehrten Damen und Herren, kann allenfalls den Rahmen gestalten und für faire Wett-
bewerbsbedingungen sorgen. Tendenzen einer EU-Planwirtschaft sind abzulehnen. Wir als AfD stehen für
ein Europa der Vaterländer und nicht für die Vereinigten Staaten von Europa.

(Beifall AfD)

Gerade in der Impfpolitik kann man eindrucksvoll die Schwächen der EU erkennen. Großbritannien und Isra-
el zeigen dort, wie es geht. Diese Länder vertreten als einzelne Nation die Interessen ihrer Bürger eigenstän-
dig, selbstbestimmt und erfolgreich.

Sehr geehrte Kollegen der FDP, das Land Thüringen konnte das politische Versagen der Europäischen
Union bislang nicht verhindern. Was soll dann eine Verfassungsänderung bezwecken? Meinen Sie, mit einer
Verfassungsänderung in Thüringen die Probleme der Europäischen Union lösen zu können? Durch die Än-
derung der Thüringer Verfassung wird sich nichts zum Besseren wenden. Der Einfluss, den unsere Kommu-
nen, Kreise und das Land auf Europa haben, strebt gegen null. Die Wähler merken jetzt deutlich, dass Euro-
pa nur in Brüssel und in Straßburg stattfindet, aber nicht vor Ort, wo die Menschen leben. Die ganze Impf-
problematik zeigt deutlich auf, woran es hapert. Europa hat ein Demokratiedefizit, Bürgernähe besteht über-
haupt nicht und die Bürokratie ist überbordend. 

Wenn Sie in Ihrer Einleitung zu Ihrem Antrag betonen, dass die Wiedervereinigung im Herbst 1990 zugleich
Ausdruck des Willens sei, Teil des geeinten demokratischen Europa zu werden, dann betreiben Sie Ge-
schichtsfälschung. Die Wiedervereinigung war Ausdruck des Willens der Bürger der DDR, die D-Mark und
nicht den Euro zu wollen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Weil die das 1989 auch schon wuss-
ten?!)

In Artikel 5 Abs. 1 des Vertrags über die Europäische Union hat sich die EU zur Subsidiarität verpflichtet. Es
besteht da kein Regelungsbedarf, geschweige denn eine Regelungslücke unter Hinweis auf die, Herr Zippel,
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von Ihnen bereits angesprochene Struktursicherungsklausel des Artikels 23 des Grundgesetzes, welcher der
Ewigkeitsklausel des Artikels 79 des Grundgesetzes unterliegt. Mit dieser vorliegenden Staatszielbestim-
mung, meine sehr verehrten Damen und Herren, kann Thüringen nicht regeln, in welchen inter- und supra-
nationalen europäischen Organisationen mitgewirkt wird. Hier geht es darum, Selbstverständlichkeiten zu
kodifizieren, und dazu eignet sich die Thüringer Verfassung indes nicht. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Worm:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Bevor ich als nächsten Redner Herrn Abgeordneten Montag, FDP-Fraktion,
aufrufe, darf ich Herrn Gottweiss bitten, dass er jetzt als Schriftführer hier nach vorn kommt. Und, Herr
Dr. Kaufmann, Sie präsidieren jetzt. 

Herr Abgeordneter Montag, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Montag, FDP:

Sehr geehrte Damen und Herren, werter Herr Präsident, vielen Dank, da weiß man nach den beiden Vorre-
den gar nicht, wo man anfangen soll, ehrlich gesagt. 

Ich fange mal bei Frau Müller an. Ich darf Sie korrigieren. Sie haben das Homogenitätsprinzip des Bundes
angesprochen. Da sei das Verhältnis zu Europa geregelt. Das ganze Gegenteil ist der Fall. Unser Artikel im
Grundgesetz regelt das Verhältnis des Bundes zu den Ländern. Das hat mit Europa nichts zu tun.

Deswegen fange ich mal an: Warum braucht es aus unserer Sicht ein Europabekenntnis? Thüringen hat
Europa viel zu verdanken. Neben der Wiedervereinigung ist auch die wirtschaftliche Entwicklung eng mit
dem europäischen Einigungs- und Integrationsprozess verbunden. Wir wissen, dass Thüringen die 40 Jahre
Diktatur ohne die Hilfen der EU-Strukturfonds nie hätte so erfolgreich – bei aller Kritik am Tagesgeschäft –
bewältigen können. Auch wirtschaftlich ist Europa der Raum, in dem Zusammenarbeit zuvörderst aus Thü-
ringen stattfindet. Der Wohlstand im Freistaat ist eng mit unseren europäischen Nachbarn verknüpft. 

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Welchen meinen Sie?)

Aber Thüringen ist auch ein vitaler Teil von Europa. Man merkt, dass Europa in den Herzen der Thüringerin-
nen und Thüringer lebt. Das sieht man an den zunehmenden Zahlen von Europaschulen, den Sprachkompe-
tenzen, dem Weimarer Dreieck, das uns die historische Bedeutung Thüringens für die europäische Integra-
tion vor Augen führt. Auch der Europagedanke ist gestärkt, was sich durch die hohe Wahlbeteiligung bei-
spielsweise bei der Europawahl feststellen lässt – Herr Zippel hat es angesprochen. Die hohe Zahl an Eras-
musteilnehmern sowohl aus Thüringen als auch aus ganz Europa, die an Thüringer Hochschulen studieren,
legen davon Zeugnis ab. Also: Thüringen und Europa gehören zusammen.

(Beifall CDU)

Allerdings wird die wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische Bedeutung der europäischen Integration
für Thüringen, liebe Frau Müller, an keiner Stelle der Verfassung sichtbar. Als Sie aus der Präambel zitierten,
hätte Ihnen genau das auffallen müssen. 

(Zwischenruf Abg. Schubert, DIE LINKE: Wann ist es Ihnen denn aufgefallen?)

Ach, Herr Schubert, es ist wirklich … Ständig diese blödsinnigen Zwischenrufe aus der dritten Reihe – ganz
ehrlich.
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(Heiterkeit und Beifall CDU, FDP)

Ich versuche hier ein integratives Thema darzustellen. Ihre Positionierung können Sie gern haben. Aber stö-
ren Sie bitte den Vortrag nur an der Stelle, an der es auch notwendig ist.

(Heiterkeit und Beifall CDU, FDP)

Der Europabezug ist in dieser Präambel äußerst schwach – nicht nur das. Das kann man unserer Verfas-
sung gar nicht vorwerfen, weil sie in einem historischen Kontext entstanden ist. Artikel 67 spricht beispiels-
weise sogar noch von einer internationalen Organisation namens „Europäische Gemeinschaft“, die es be-
kanntlich seit über zehn Jahren nicht mehr gibt. Klar ist, der Verfassungsgeber konnte in den 90er-Jahren
und Anfang der 90er-Jahre die Möglichkeiten und Chancen des Einigungsprozesses noch gar nicht erahnen,
denn die Maastrichter Verträge sind später entstanden und änderten auch die Verflechtung zwischen Europa
und den Mitgliedstaaten. Der Maastrichter Vertrag hat die föderative Grundlage für ein Europa der Regionen
gelegt. Die Konsequenz daraus ist, dass die regionalen Gebietskörperschaften an der Gestaltung des euro-
päischen Aufbauwerks mitwirken. Beleg dafür ist beispielsweise der Sitz Thüringens im Ausschuss der Re-
gionen, wo wir direkt an europäischen Entscheidungen teilhaben können.

Aufgrund der engen Vernetzung benötigen wir aus unserer Sicht auf landesverfassungsrechtlicher Ebene ei-
nen Kompass, der Maßstab und Grenze des Handels von Exekutive und Legislative ist, der aber für die ge-
naue Ausgestaltung dem Gesetzgeber am Ende nur den Rahmen gibt.

Das, was Sie vorhin angesprochen haben, welches Europa man will, dafür sind die gesellschaftspolitischen
Debatten notwendig. Das ist ja richtig, Frau Müller. Aber es gibt eben dann die europäischen Verträge. Da
können Sie genau reinschauen, welche Kompetenzen jede einzelne Ebene hat.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE)

Ja, ist ja schön, dass Sie uns abspenstig machen, dass wir eine Vorstellung eines liberalen Europas haben.
Ich glaube, da nehmen Sie sich ein bisschen zu viel vor. 

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Das habe ich nicht geäußert!)

Die gestiegene Bedeutung der EU für Thüringen sehen wir eben auch. Bei der Frage des Diskurses „Was
wollen wir?“ bedarf es eben genau auch einer europäischen Strategie des Freistaats. Und das ist zugegebe-
nermaßen keine Idee, die von heute auf morgen einfach mal politisch in den Raum gestellt wird, dafür ist
eine Verfassung tatsächlich viel zu sensibel. Aber es haben eben 13 andere Bundesländer diesen Bedarf zu
Recht gesehen, diese Regelungskompetenz in ihren Landesverfassungen, die der gestiegenen Bedeutung,
auch legislativen Bedeutung Europas Rechnung trägt.

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:

Herr Montag, kommen Sie bitte zum Schluss.

Abgeordneter Montag, FDP:

Insofern hoffe ich weiterhin auf eine Überweisung an den Verfassungsausschuss, mitberatend an den Euro-
paausschuss, und freue mich auf eine entsprechend gehaltvolle Debatte. Vielen Dank. 

(Beifall CDU, FDP)

122 Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode - 48. Sitzung - 03.06.2021

(Abg. Montag)



Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:

Danke, Herr Montag. Es erhält jetzt Abgeordnete Marx von der Fraktion der SPD das Wort.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich muss mich ja sehr wundern, dass hier offenbar
vorherrscht, dass die europäische Verbindung oder Geschichte Thüringens irgendwie mit der Wendezeit an-
gefangen hätte. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Zweitwohnung liegt an der Via Regia und 800 Jahre später kommt man hier auf solche Ideen. Ich bin
schon ziemlich fassungslos. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn wir mal in die jüngere Geschichte schauen, nämlich in die Thüringer Kleinstaaterei mit den ganzen
Fürsten, die wunderbarerweise, weil sie relativ kleine Territorien hatten, nicht militärisch, sondern kulturell in
Wettstreit getreten sind, waren auch die großartige Europäer. Vom europäischen Feudalismus zum europä-
ischen Föderalismus wäre vielleicht der bessere Zeitstrahl, als hier solche kurzlebigen Bögen zu schlagen. 

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Da kann ich nur mal die heimliche Hauptstadt Thüringens Gotha wiederum in den Vordergrund stellen. 

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sich aber wirklich mal überlegen bzw. einfach nachlesen oder nachschauen, wie europäisch die
ganzen Thüringer Fürstenhäuser dann in dieser jahrhundertealten Geschichte unterwegs waren, und das
ohne Internet. Selbst ohne Telefax und ohne E-Mails sind die in ihren Kutschen durch die Welt gefahren, ha-
ben nicht nur Heiratspolitik, sondern auch Wirtschaftspolitik betrieben, haben Verbindungen geknüpft, die
auch zu den europäischen Adelshäusern geführt haben, die wir heute noch kennen und eben auch zu Go-
thas ruhmreicher Geschichte beitragen. 

(Beifall SPD)

Deswegen haben wir zu DDR-Zeiten wahrscheinlich hier mehr so eine Art Traditionsbruch erlebt und haben
dann auch gern hier in Thüringen 1989/1990 die europäische Geschichte wieder aufgenommen. Das war ein
Segen für Thüringen. Da bin ich jetzt wieder in der Nachwelt der Zeit. Ohne den extremen Einstieg aller
europäischen Förderinstrumente, die man sich überhaupt nur vorstellen konnte und die man bis dahin gar
nicht kannte, wäre der wirtschaftliche Aufbau hier in Thüringen noch längst nicht halb so weit, wie er heute
ist. Das ist jetzt schon ein paar Mal gesagt worden. Und dann noch darüber zu reden, es gäbe etwas Wichti-
geres als Europa, also da bin ich schon sehr erstaunt. Jahrhunderte später geht es Herrn Sesselmann jetzt
auch zu schnell, wenn wir das jetzt auch noch in unsere Thüringer Verfassung reinschreiben. Ich weiß nicht,
in welchen Zeitfenstern Sie denken und wann Sie auf Europa zurückkommen wollen. 

(Heiterkeit und Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Wir leben in Europa, wir sind stolz darauf, ein Teil Europas zu sein. Ich kann mich wirklich nur bei der FDP
für diese Initiative bedanken. Ich finde sie gut und richtig. Allerdings, der Zeitstrahl – auch Sie waren jetzt
zwar nicht Jahrhunderte zu spät, aber vielleicht einige Wochen, was die Verfassungsdebatte hier im Thürin-
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ger Landtag anbelangt. Wenn der Antrag etwas eher gekommen wäre, hätten wir ihn noch breiter in unsere
Arbeit im Verfassungsausschuss, die eigentlich vor dem Abschluss steht, einbauen können. 

Wie gesagt, Thüringen ohne Europa wäre überhaupt nicht denkbar und unsere stolze Geschichte hier in die-
sem Land. 

(Beifall SPD, FDP)

Wir sollten da nicht aussteigen, sondern immer weiter einsteigen und können eigentlich auch froh sein, dass
das geeinte Deutschland letztendlich von Europa willkommen geheißen wurde. Das war auch nicht so ohne
Weiteres selbstverständlich. Das vereinte Deutschland wurde als Gefahr gesehen. Wir sind von einem Tag
auf den anderen zum bevölkerungsreichsten Land in der EU geworden. Dennoch haben wir sehr viel profi-
tiert. Das haben uns – wie gesagt – schon immer die Fürsten vorgemacht und das soll und wird auch so
bleiben.

Deswegen ist es für mich eine schöne Aufgabe, jetzt vielleicht doch noch zu versuchen, in der kurzen Zeit,
die wir noch bis zum Abschluss dieser Legislatur haben, auch noch diesen europäischen Integrationsgedan-
ken in die Thüringer Verfassung aufzunehmen. Denn eigentlich ist es selbstverständlich in dem Land, in dem
wir hier leben, in dem ich hier lebe und in das es Sie irgendwie auch versprengt hat. Aber vielleicht lesen Sie
noch mal Geschichtsbücher oder schauen mal auf Straßenschilder, Via Regia zum Beispiel. Herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:

Danke, Frau Marx. Gibt es weitere Wortmeldungen? Herr Abgeordneter Höcke, bitte. 2 Minuten und 40 Se-
kunden.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Das sollte reichen. Da ich heute noch gar nicht hier vorne war: Herzlich willkommen! Schöne Rede, Frau
Marx. Sie haben etwas ganz Wichtiges angesprochen. Europa ist viel älter als die EU. Europa ist 1.000 Jah-
re alt, 2.000 Jahre alt, 3.000 Jahre alt.

(Heiterkeit AfD)

Europa ist ein geschichtliches Phänomen, das viele tausend Jahre alt ist und Europa war schon lange vor
der EU und wird noch lange nach der EU sein.

(Beifall AfD)

Das ist ein wesentlicher Punkt, den ich noch ansprechen möchte, sehr geehrter Herr Montag. Mir ist nicht
klar, wann Sie den Begriff Europa verwenden und wann Sie den Begriff EU verwenden. Es wird in der politi-
schen Diskussion viel zu oft so getan, als sei die EU Europa. Die EU ist nicht Europa, die EU ist ungleich
Europa.

(Beifall AfD)

Das sind begriffliche Nebelkerzen, die leider auch von Ihrer Fraktion geworfen werden, die wir ablehnen. Wir
machen klar, warum wir als AfD-Fraktion im Thüringer Landtag, aber auch als AfD allgemein gegen die EU
sind. Wir sind nicht gegen Europa, sondern wir sind bekennende Europäer.
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(Beifall AfD)

Wir stehen zum wahren Europa. Das wahre Europa hat eine vielfach tausendjährige Geschichte, wie ich ein-
gangs ausführte. Das wahre Europa ist Vielfalt. Das wahre Europa ist Dezentralität. Das wahre Europa ist
ein kultureller Reichtum, den das von Ihnen beförderte und von Ihnen immer wieder gepredigte EU-Bürokra-
tie-Monster genau zerstören will.

(Beifall AfD)

Wir sind nicht gegen Europa. Wir sind gegen die EU, weil wir dagegen sind, dass 40.000 überbezahlte Büro-
kraten bestimmen, was europäische Normen sind und wonach wir uns richten sollen.

(Beifall AfD)

Wir sind nicht gegen Europa. Wir sind gegen eine demokratisch nicht legitimierte EU. Wir sind gegen Umver-
teilungsprojekte, wie den gerade vor Kurzem in Kraft gesetzten Corona-Wiederaufbau-Fonds. Als wenn ein
Weltkrieg über Europa hinweggebraust wäre, der Kontinent in Schutt und Asche läge und dieser Kontinent
jetzt mit über 700 Milliarden Euro wiederaufgebaut werden müsste. 500 Milliarden Euro gehen vom Norden
in den Süden. Und der Hauptlastenträger dieses Umverteilungsansatzes ist wer? Genau: die Bundesrepublik
Deutschland bzw. der Freistaat Thüringen.

(Beifall AfD)

Nein, Europa ist nicht die EU. Die EU hat massive wirtschaftliche Schäden für Deutschland zur Folge ge-
habt. Wir leiden unter der Existenz des Euro – eine Währung, die für uns viel zu schwach ist, aber für die
Südeuropäer viel zu stark ist. Und jeden Euro – das möchte ich abschließend betonen –, den wir von der
Europäischen Union bekommen, beispielsweise um hier in Thüringen Förderprogramme absolvieren zu kön-
nen, haben wir vorher schon zweimal in Richtung Brüssel überwiesen. Das ist die Faktenlage und das muss
betont werden.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Prof. Dr.-Ing. Kaufmann:

Danke, Herr Abgeordneter Höcke. Gibt es weitere Wortmeldungen?

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Und Sie waren Geschichtslehrer! Sie waren offensichtlich kein
Mathematiklehrer!)

(Unruhe DIE LINKE)

Ich bitte um Ruhe! Gibt es weitere Wortmeldungen? Das sehe ich nicht. Möchte die Landesregierung spre-
chen? Ich bitte um Ruhe! Nein, die Landesregierung möchte nicht sprechen.

Es wurde Ausschussüberweisung beantragt, und zwar Überweisung an den Verfassungsausschuss und mit-
beratend an den Ausschuss für Europa, Kultur und Medien, wenn ich das richtig verstanden habe. Dann
stimmen wir jetzt über die Ausschussüberweisung ab. Wer ist dafür, dass dieser Antrag an den Verfassungs-
ausschuss überwiesen wird, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Fraktionen Die Linke, Bünd-
nis 90/Die Grünen, SPD, FDP und CDU. Gibt es Gegenstimmen? Gegenstimmen kommen aus der AfD. Gibt
es Enthaltungen? Nein. Damit ist der Antrag an den Verfassungsausschuss überwiesen.

Dann die zweite Frage: Wer ist dafür, dass dieser Antrag an den Ausschuss für Europa, Kultur und Medien
überwiesen wird, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind nur die Stimmen aus der FDP. Gibt es Gegen-
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stimmen? Das sind die Fraktionen Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und AfD. Gibt es Enthaltungen?
Aus der CDU gibt es einige Enthaltungen. Damit ist die Überweisung an den Ausschuss für Europa, Kultur
und Medien nicht beschlossen worden.

Damit erübrigt sich auch die Frage nach dem federführenden Ausschuss und ich schließe diesen Tagesord-
nungspunkt.
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